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Abgerundet wird das Heft

mit den Ergebnissen der
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Diese zeigen: Der Arbeits-
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wieder eine echte Jobsuche.
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Rechtsanwalt
Dr. André Lippert

von Taylor Wessing
Quelle: Taylor Wessing

Öffentliches Recht. Werden auf einer
landwirtschaftlichen Flächenkultur
Pflanzenschutzmittel ausgebracht, muss ein
Sicherheitsabstand von 2 m zu Nutzungen
eingehalten werden, die mit dem Aufenthalt
von Menschen verbunden sind.

VGH Bayern, Beschluss vom 19. Mai 2021,
Az. 15 CS 21.1147

Acker nebenan kann
Baugenehmigung kippen
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DER FALL

Auf einem Grundstück im Außenbereich
wurde eine Baugenehmigung für einen
Kindergarten erteilt. Hinter dem Kinder-
garten sollte eine Freifläche entstehen: Im
Grenzbereich zu einem angrenzenden
Ackergrundstück war ein Streifen mit
Wildsträuchern, Grünflächen und einer
„Naschhecke mit Beerenobst“ vorgese-
hen. Der Eigentümer des Ackers reichte

beim VG Anfechtungsklage gegen die
Baugenehmigung ein und beantragte die
Anordnung der aufschiebenden Wirkung
– erfolglos. Daraufhin erhob der Landwirt
Beschwerde beim VGH. Er befürchtet,
dass das Bauvorhaben ihn beeinträchtigt,
da die Nutzer im Grenzbereich zu seinem
Acker den von ihm verwendeten Pflan-
zenschutzmitteln ausgesetzt werden.
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DIE FOLGEN

Der VGH hat die aufschiebende Wirkung
angeordnet. Durch den Bau des Kinder-
gartens bzw. dadurch, dass Kinder das
Grundstück bis an die Grenze zu dem
Acker nutzen, werden die Möglichkeiten
des Landwirts als privilegiert emittieren-
der Nutzer voraussichtlich unzumutbar
beeinträchtigt. Er müsste nämlich auf
einer Strecke von 150m in einem Abstand
von 2 m zur Grundstückgrenze – also auf
300 m2 – auf den Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln verzichten, was seinen
Ertrag wohl spürbar reduzieren würde.

Werden Pflanzenschutzmittel ausge-
bracht, kann durch Abtrift auch ein
immissionsschutzrechtlich relevanter
Eintrag auf Nachbargrundstücke erfolgen.
Auf Grundlage des Pflanzenschutzgeset-
zes und der konkretisierenden Verwal-
tungsvorschriften ist ein Mindestabstand
bei Spritz- und Sprühanwendungen in
Flächenkulturen von 2 m erforderlich,
aber auch ausreichend. Die Baugenehmi-
gung wäre voraussichtlich rechtswidrig,
da sie gegen das Rücksichtnahmegebot
verstößt (§ 35 Abs. 3 Nr. 3 BauGB).
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WAS IST ZU TUN?

Gerade im Außenbereich können bereits
ausgeübte privilegierte Nutzungen zu
einer Beschränkung hinzutretender Nut-
zungen führen – wenn sich die Rahmen-
bedingungen unzumutbar verschlech-
tern, weil der Betrieb wegen der neuen
Bebauung mit Beschränkungen rechnen
muss. Das kann auch dazu führen, dass
eigentlich positiv konnotierte Nutzungen,
wie hier der Kindergarten, Beschränkun-
gen hinnehmen müssen oder deren Bau-
genehmigung sogar als rechtswidrig zu

beurteilen ist. Die Abstandsregelung von
2m ergibt sich aus den einschlägigen Ver-
waltungsbestimmungen. Sie schützt nicht
nur sensible Nutzungen, sondern kann
auch beschränkende Wirkung zugunsten
einer privilegierten, immissionsträchtigen
Nutzung entfalten. Ein Antragsteller, der
sich auf einen größeren oder geringeren
Abstand beruft, muss konkret belegen,
warum gerade bei ihmdie Einhaltung die-
ses quasi genormten Abstands nicht aus-
reichen soll. (redigiert von Anja Hall)

Steuerberater
Jens Krall

von Euprax

Steuerrecht. Ein Gesellschafterdarlehen
an eine vermögensverwaltende
Personengesellschaft ist ein steuerlich
unbeachtliches „Insichgeschäft“, soweit
der Gesellschafter an dieser Gesellschaft
beteiligt ist.

FG München, Urteil vom 18. März 2021,
Az. 10 K 2756/19

Zinsen für Gesellschafterdarlehen
sind keine Werbungskosten
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DER FALL

In demVerfahren ist der Abzug vonDarle-
henszinsen aus einem Gesellschafterdar-
lehen als Werbungskosten bei den Ein-
künften aus Vermietung undVerpachtung
streitig. Die Klägerin ist eine vermögens-
verwaltende Personengesellschaft. Sie ist
Eigentümerin eines gewerblichen Grund-
stücks, das sie im Jahr 2012 erworben hat
und das seither an verschiedene Mieter
vermietet ist. Zur Finanzierung des
Erwerbs gewährte die alleinige Gesell-
schafterin der Gesellschaft ein verzinsli-
ches Darlehen in Höhe von ungefähr 2,15

Mio. Euro. Der Darlehensvertrag sah eine
Verzinsung des Darlehensmit 6% p.a. vor.
Die Gesellschaft machte die Darlehens-
zinsen als Werbungskosten geltend, was
das Finanzamt aber nicht berücksichtigte.
Es erhöhte dementsprechend die Vermie-
tungseinkünfte der vermögensverwalten-
den Gesellschaft. Diese erhob Einspruch,
den das Finanzamt jedoch als unbegrün-
det zurückwies. Daraufhin erhob die
Gesellschaft Klage – blieb damit aber
ebenfalls ohne Erfolg.
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DIE FOLGEN

Das Finanzgericht München wies die
Klage als unbegründet ab. Das Finanzamt
ist zu Recht davon ausgegangen, dass die
festgestellten Einkünfte aus Vermietung
und Verpachtung nicht um die gezahlten
Darlehenszinsen zu vermindern sind, so
das Gericht. Das Darlehensverhältnis ist
steuerlich nicht anzuerkennen, soweit die
Gesellschafterin an der Gesellschaft betei-

ligt ist. Dieser Auffassung liegt der
Gedanke zugrunde, dass niemand
zugleich Vermieter und Mieter sein kann.
Da dieGesellschaft nur einenAlleingesell-
schafter hat, ist das Darlehensverhältnis
insgesamt steuerlich unbeachtlich. Des-
halb ist der Abzug der Schuldzinsen als
Werbungskosten nicht möglich.
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WAS IST ZU TUN?

Für einen Gesellschafter, der seine Ein-
künfte insgesamt in Deutschland versteu-
ert, ist es im Regelfall unerheblich, ob die
Zinsen als Werbungskosten bei den Ein-
künften aus Vermietung undVerpachtung
abziehbar sind. Denn den verminderten
Vermietungseinkünften stünden höhere
Zinserträge gegenüber, die ebenfalls der
tariflichen Einkommensteuer unterliegen
würden. Zudem können in aller Regel
Refinanzierungszinsen, die der Gesell-
schafter wegen des an die Gesellschaft

ausgereichten Darlehens zu zahlen hat,
als Sonderwerbungskosten berücksichtigt
werden. Etwas anderes mag für in
Deutschland beschränkt steuerpflichtige
Gesellschafter gelten, denen durch die
steuerliche Aberkennung des Darlehens-
vertrags eine Doppelbesteuerung droht.
Hier kann nur im Einzelfall nach einem
Ausweg gesucht werden, bei dem die
jeweils maßgeblichen Bestimmungen des
internationalen Steuerrechts zu berück-
sichtigen sind. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Christian Hippel

von WIR Wanderer
und Partner

Quelle: WIR

Baurecht. In einem Bauträgervertrag kann
formularvertraglich wirksam vereinbart
werden, dass die Abnahme des
Gemeinschaftseigentums durch eine
Sachverständigenorganisation wie
den TÜV erfolgt.

OLG Dresden, Urteil vom 12. Februar 2021,
Az. 22 U 904/20

Die Abnahme lässt sich per
AGB-Klausel delegieren
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DER FALL

Eine Wohnungseigentümergemeinschaft
klagt gegen den Bauträger auf Kostenvor-
schuss zurMangelbeseitigung. Sowohl die
Beurteilung der Verjährung als auch der
Beweislast hängt von der Frage ab, wann
das Gemeinschaftseigentum wirksam
abgenommen worden ist. Die inhaltsglei-
chen Bauträgerverträge sehen vor, dass
die Abnahmedurch denTÜVSüd erfolgen

sollte, der hierzu bevollmächtigt war.
Ferner sollte den Erwerbern die Teil-
nahme an der Abnahmebegehung ermög-
licht werden, und ihnen sollte das Wahl-
recht zustehen, ob sie statt des TÜV-
Mitarbeiters einen Sachverständigen der
IHK Berlin beauftragen wollten. Die
Abnahme selbst wurde durch den TÜV
Süd erklärt.
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DIE FOLGEN

Das OLG Dresden folgt der Vorinstanz,
wonach die Abnahmeklausel – und damit
auch die Abnahme selbst – wirksam ist
(siehe „Bauträger kann die Abnahme per
AGB-Klausel delegieren“, IZ 27/20, Seite
12). Ein Verstoß gegen § 307 Abs. 1 Satz 1
BGB liegt nur vor, wenn eine vom Bauträ-
ger in AGB eines Kaufvertrags verwendete
Klausel es ermöglicht, dass das Gemein-

schaftseigentum durch einen mit dem
Bauträger wirtschaftlich oder rechtlich
verbundenen Erstverwalter durchgeführt
wird (BGH,Az. VII ZR308/12).Dies ist hier
nicht der Fall, denn es wurde nicht darge-
legt, dass der TÜV-Mitarbeiter oder der
von der IHK Berlin zu bestellende Sach-
verständigemit demBauträger wirtschaft-
lich oder persönlich verflochten sind.
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WAS IST ZU TUN?

Entscheidungen zur Wirksamkeit bzw.
Unwirksamkeit von Klauseln zur
Abnahme des Gemeinschaftseigentums
durch den vom Bauträger eingesetzten
Erstverwalter oder eine Sachverständi-
genorganisation bzw. per Beschluss der
WEG gehören zu den Klassikern des Bau-
trägerrechts. Das OLG Dresden bleibt mit
der Entscheidung auf seiner Linie (siehe
auchAz. 1U 1371/09) und somit weiterhin
im Widerspruch zum OLG Karlsruhe (Az.
8 U 19/14), zumOLG Brandenburg (Az. 12
U 197/16) und zum OLG Frankfurt (Az. 29
U 163/17). Der BGH hat alle Nichtzulas-
sungsbeschwerdeverfahren gegen die
zuletzt genanntenEntscheidungen jeweils

zurückgewiesen. Eine höchstrichterliche
Entscheidung zu dieser praktisch bedeut-
samen Frage steht also noch immer aus.
ObderBGHseineRechtsprechung zuVer-
tragsklauseln, nach denen der vom Bau-
träger bestellte Erstverwalter die
Abnahme erklären darf, auf die Situation
dieses Falles überträgt, ist weiter offen.
Damit bleibt in vielen Bauträgerobjekten
ungewiss, ob die WEG auch viele Jahre
nach der – vermeintlichen – Abnahme
durch eine Sachverständigenorganisation
noch Mängelrechte verfolgen kann,
ohne die Mangelhaftigkeit beweisen zu
müssen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Hans-Christian
Hauck von Hauck

Schuchardt
Quelle: Hauck Schuchardt

Maklerrecht. Eine gebührenpflichtige
Reservierungsvereinbarung ist nur wirksam,
wenn sie individualvertraglich ausgehandelt
worden ist und ihr eine Gegenleistung
zugrunde liegt.

AG Tempelhof-Kreuzberg, Urteil vom 19. Dezember
2019, Az. 18 C 186/19

Keine Reservierungsgebühr
ohne Gegenleistung
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DER FALL

Eine Maklerin vermittelte eine noch zu
errichtende Eigentumswohnung. Bauträ-
ger und Kaufinteressenten signierten
zunächst eine kostenfreie Reservierungs-
vereinbarung, welche die Maklerin ins
Spiel gebracht hatte. EinigeMonate später
erhielten die Erwerber einen Kauf-
vertragsentwurf, den sie prüfen wollten.
Kurz darauf unterzeichneten sie eine wei-
tere, jetzt kostenpflichtige Reservierungs-

vereinbarung und überwiesen dem Bau-
träger eine Gebühr von 5.000 Euro. Drei
Monate später teilten sie ihm mit, vom
Erwerb Abstand zu nehmen, und forder-
ten das Geld zurück. Der Bauträger ver-
weigerte die Rückzahlung. Für ihnhandelt
es sich um eine Individualabrede gemäß
§ 305b BGB und eine Hauptpreisabrede,
die einer AGB-rechtlichen Inhaltskon-
trolle entzogen seien.
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DIE FOLGEN

Der Bauträger muss den Betrag zurück-
zahlen, denn die Reservierungsvereinba-
rung ist aus mehreren Gründen unwirk-
sam. Erstens sprechen das äußere
Erscheinungsbild der Vereinbarung und
die Regelungen für AGB und nicht für eine
Individualabrede, die zwischen Bauträger
und Kaufinteressenten auf Augenhöhe
verhandelt worden ist. Sie gilt somit als
vom Bauträger gestellt. Zweitens sah es
der Richter als erwiesen an, dass der Bau-
träger mit der Vereinbarung eigene Inte-
ressen verfolgen wollte. Zudem wider-
spricht sie dem Grundgedanken des Ver-

tragsrechts, wonach bei Abwicklung von
gegenseitigen Verträgen auf das Verhält-
nis von Leistung undGegenleistung Rück-
sicht zu nehmen ist. Dass der Vertrag ein-
seitig den Bauträger begünstigt, lässt sich
daran erkennen, dass er die Reservie-
rungsgebühr auch dann nicht zurückzah-
lenmuss,wenndie InteressentendasPlat-
zen des Kaufvertrags nicht zu verantwor-
ten haben. Zudem ist nicht erkennbar,
dass die Interessenten auf alle Fälle die
Wohnung erhalten würden. Das Risiko,
dass Käufer abspringen, müssen Bauträ-
ger und Makler einplanen.
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WAS IST ZU TUN?

Wenngleich bei diesem Fall kein Makler
direkt beteiligt war, ist das Urteil auch für
Immobilienvermittler wichtig. Häufig
vereinbaren Makler selbst Reservierungs-
vereinbarungen auf Basis ihrer Provisi-
onsansprüche. Die Anforderungen daran
sind hoch. Neben dem genannten indivi-
dualvertraglichen Aushandeln muss der
Kaufinteressent über Widerspruchsmög-
lichkeiten informiert werden. Zudem darf

die Gebühr einen gewissen anteiligen
Betrag nicht überschreiten. Außerdem
muss auch der Verkäufer unterschreiben.
Er bestimmt letztlich, wer die Immobilie
erhält. Der Richter schreibt in seiner
Urteilsbegründung, dass gewerblich tätige
Personen diese Grundlagen kennen müs-
sen. Zwar richtet sich diese Aussage an
den Bauträger. Für Makler gilt sie aber
ebenso. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE

Quelle: Euprax, Urheber: Oliver Rehbinder


